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Einleitung 

I. Bedeutung des Umweltschutzes 

Die wachsende Bedeutung des Schutzes der Umwelt durch regulierende Maßnah­
men, deren Wirksamkeit durch strafrechtliche Maßnahmen unterstützt wird, spiegelt 
sich auf internationaler und auf europäischer Ebene wider. 
Umweltfragen sind teils globaler, teils regionaler, häufig jedenfalls grenzüberschrei­
tender Natur ("ecology knows no boundaries'J, so dass auf dem Gebiet des Umweltschut­
zes nationale, europäische und internationale Regeln in enger Wechselbeziehung ste­
hen.1 Effektiver Umweltschutz ist nur möglich, wenn er weltweit, also international, 
erfolgt und bedarf deshalb in ganz besonderem Maße internationaler Maßnahmen. 
Auf dem Weg dorthin bewegt sich die Europäische Union, deren umweltschützen­
den Maßnahmen in zweierlei Hinsicht besondere Bedeutung zukommt: Zum einen 
haben auf EU-Ebene erlassene Maßnahmen aufgrund ihrer rechtlichen Verbindlich­
keit eine größere Wirksamkeit als internationale Übereinkommen, und zum anderen 
erlangen sie vor allem nach der Aufnahme weiterer zehn Staaten in die Gemeinschaft 
für einen wachsenden Teil Europas Bedeutung. Durch die Erweiterung der Mitglied­
staaten der Europäischen Union von 15 auf 25 am 1. Mai 20042 ist der Wirkkreis 
EU-rechtlicher umweltschützender Maßnahmen vergrößert, und ein einheitlicher, an 
nationalen Grenzen nicht haltmachender Umweltschutz wird zumindest für Europa 
immer greifbarer. 3 

1. Internationale Entwicklung 
Erst in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts ist das Umweltrecht auf grund seiner 
grenzüberschreitenden Zusammenhänge als Teilbereich des Völkerrechts4 entdeckt 
worden.s Zu Beginn der 70er Jahre wurde das Umweltproblem von den Vereinten 
Nationen aufgegriffen. Startpunkt und wichtiger Impuls für die weitere Entwicklung 
des Umweltvölkerrechts ist die erste UN-Umweltkonferenz in Stockholm von 1972, 
auf der eine Erklärung über die menschliche Umwelt angenommen wurde.6 Inzwi­
schen gibt es eine Reihe von Internationalen Abkommen, die sich mit grenzüber-

1 Vgl. Hecker, ZStW 115 (2003) S. 880 ff.; Vif'IJhum/Bothe, Völkerrecht, 5. Abschn., Rn. 90. 
2 Die zehn neuen Mitgliedstaaten sind: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakische Republik, 
Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
3 Vgl. Oppermann, Europarecht, Rn. 2037: Eine effektive europäische Umweltpolitik ist nur möglich, 
wenn die Maßnahmen über die EG-Staaten hinaus vom "weiteren Europa" übernommen werden. 
Ferner Hecker, ZStW 115 (2003) S. 880,905. 
4 Vgl. Kimminich/Hobe, Völkerrecht, S. 401 ff.; Vif'IJhum/Bothe, Völkerrecht, 5. Abschn., Rn. 89 ff. 
S Bothe, in: Dolde (Hrsg.), S. SI. 
6 United Nations Declaration on the Human Environment, Report of the United Nations Conference 
of the Human Environment, UN Doc. A/CONF. 48/14. 



schreitenden Umweltbeeinträchtigungen und ihrer Vermeidung befassen.7 Hervorzu­
heben sind hier vor allem das auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro verabschiedete Aktionsprogramm 
für das 21. Jahrhundert (Agenda 21) sowie das Kyoto-Protokoll zum Klimaschutz,8 
das bereits im Dezember 1997 auf der Konferenz der Vereinten Nationen in Kyoto 
angenommen wurde, aber nicht in Kraft getreten ist. Diese beiden Aktivitäten sind 
zugleich ein Beleg für das existierende Problem der Umsetzung internationaler Ver­
tragsregime.9 

Die Europäische Gemeinschaft beteiligt sich seit den siebziger Jahren an vielen mul­
tilateralen Umweltverträgen, insbesondere wenn deren Inhalt den EG-Raum be­
trifft. 1O Die Gemeinschaft ist so zu einer wichtigen internationalen Umweltorganisa­
tion geworden. 

2. Ewopäische Entwicklung 
Die Umweltpolitik ist ein Arbeitsfeld der Europäischen Gemeinschaft, in dem sie 
nicht von Anfang an tätig wurde. Bei Abschluss der Gründungsverträge der Gemein­
schaft in den fünfziger Jahren war die Notwendigkeit eines umfassenden Umwelt­
schutzes mittels regulierender Maßnahmen der öffentlichen Hand noch nicht ins 
allgemeine Bewusstsein gelangt. Deshalb erwähnen die Gründungsverträge die Um­
weltpolitik nicht ausdrücklich als Ziel der Gemeinschaft. Dies änderte sich Ende der 
sechziger Jahre als Umweltbelästigungen und Umweltschäden vor allem durch die 
Industrie gerade in Westeuropa zu einem Politikum ersten Ranges wurden. Die Eu­
ropäische Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten begannen, diesen Störungen und 

7 Genfer Übereinkommen über weltraumige, grenzüberschreitende Luftverunreinigung vom 
13.11.1979 (BGBI. 1982 II, S. 374 ff., abgedruckt in Sartorius II, Nr. 450); Wiener Übereinkommen 
zum Schutz der Ozonscbicht vom 22.03.1985 mit dem Montrealer Protokoll von 1987 (BGBI. 1988 
II, S. 902 ff. und BGBI. 1988 II, S. 1015 ff., beide abgedruckt in Sartorius II, Nr. 454 und 455); Inter­
nationales Übereinkommen zur Verhütung von Meeresverschmutzung durch Scbiffe vom 02.12.1973 
- MARPOL - (BGBI. 1982 II, S. 2 ff.); Übereinkommen über die Verhütung von Meeresverschmut­
zung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen vom 29.12.1972 - Dumping­
Konvention - (BGBJ. 1977 II, S. 180 ff. mit Änderung vom 11.10.1978, BGBI. 1987 II, S. 118 ff.); 
IAEA-Übereinkommen über frühzeitige Benachrichtigungen bzw. Hilfeleistung bei nuklearen UnfaI­
len vom 26.09.1986 (BGBI. 1989 II, S. 441 ff.); Basler Konvention über die Kontrolle des grenzüber­
schreitenden Transports gefilirlicher Stoffe vom 22.03.1989 (ILM 1989, S. 657 ff., abgedruckt in 
Sartorius II, Nr. 460); Konvention zum Schutz der biologischen Vielfalt vom 05.06.1992 (ILM 1992, 
S. 822 ff.); Klima-Konvention vom 05.06.1992 (ILM 1992, S. 851 ff.). 
8 ILM 1998, S. 22 ff. 
9 Bothe, in: Dolde (Hrsg.), S. 51 ff., 67 und 70. Ausführlich Ehrmann, Erfüllungskontrolle im Umwelt­
völkerrecht. 
10 Zum Beispiel: Konvention über den Schutz des Mittelmeeres gegen Verschmutzung (ABI. EG L 
240, S. 5 ff. vom 19.09.1977), Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunrei­
nigung (ABI. EG L 188, S. 9 ff. vom 27.06.1981), UN-Übereinkommen zum Schutz der Ozonscbicht 
von 1985, etc. 
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Gefahren durch eine konzipierende Politik gegenzusteuern.11 Als Geburtsstunde ei­
ner kohärenten Umweltpolitik der Europäischen Gemeinschaft wird die Pariser Gip­
felkonferenz von 1972/1973 bezeichnet,12 in der die Staats- und Regierungschefs der 
Gemeinschaft die Ausarbeitung eines umweltpolitischen Aktionsprogtamms und 
eines Zeitplans beschlossen. Obwohl die Europäische Gemeinschaft bis zur Einheit­
lichen Europäischen Akte von 1987 nicht ausdrücklich ermächtigt war, sich im Be­
reich der Umweltpolitik zu betätigen, hat sie zahlreiche Umweltrichtlinien erlassen. 
Die Richtlinien beruhten zunächst auf einer sinngemäßen Auslegung der Präambel 
sowie auf Art. 2 EWGV, die übereinstimmend so verstanden wurden, dass sie auch 
den Umweltschutz als wesentliches Ziel der Gemeinschaft postulierten. Dann hat die 
Gemeinschaft die Rechtsangleichungszuständigkeit des Art. 100 EWGV (heute Art. 
94 EGV) umweltpolitisch nutzbar gemacht, indem sie die Angleichung unterschiedli­
cher Umweltstandards der Mitgliedstaaten zur Beseitigung von Handelshemmnissen 
zur Formulierung einer eigenen Umweltpolitik verwendete13 und nutzte daneben Art. 
235 EWGV (heute Art. 308 EGV) für die Umweltpolitik.14 Fortan ergingen bis zum 
Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte am 01.07.1987 über 200 Umwelt­
richtlinien auf der doppelten Rechtsgrundlage von Art. 100 und 235 EWGV.15 So 
war in Gestalt sekundären Gemeinschaftsrechts (und völkerrechtlicher Verträge) in 
seinem Umfang ein zwar bedeutsames, aber unübersichtliches und nicht besonders 
effektives EG-Umweltrecht entstanden. Die europäischen Schutzstandards stellten 
oft einen Kompromiss auf den kleinsten gemeinsamen Nenner dar, die EG­
Entscheidungsprozesse waren langsam und die Durchführung der Richtlinien erfolg­
te oft mit erheblichen Verzögerungen. Deshalb war im Umweltbereich ständig eine 
gtoße Zahl von Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten wegen mangeln­
der Umsetzung anhängig.16 
Infolgedessen setzten sich bei der Ausarbeitung der Einheitlichen Europäischen Akte 
die Bestrebungen durch, den Umweltschutz im Vertrag eindeutig zu verankern. 17 Mit 
der Einheitlichen Europäischen Akte und ihren Ergänzungen in Maastricht 1992 und 
Amsterdam 1997 ist die Europäische Umweltpolitik als ein besonderer Titel "Um­
welt" (Art. 130r bis 130t, heute Art. 174 bis 176 EGV) zu den Zuständigkeiten der 
Gemeinschaft hinzugefügt worden. Damit ist der Umweltschutz nicht mehr bloßes 

11 Vgl. die seit 1973 ergangenen EG-Aktionsprogramme für den Umweltschutz, die Rahmen und 
grundsätzliche Zielrichtung der gesondert zu erlassenen eigentlichen Umweltrechtsakte abstecken: 
ABI. EG C 112, S. 1 ff. vom 20.12.1973; ABI. EG C 139, S. 1 ff. vom 13.06.1977; ABI. EG C 328, S. 1 
ff. vom 07.12.1987; ABI. EG C 138, S. 1 ff. vom 17.05.1993; ABI. EG L 275 vom 10.10.1998, S. 1 ff.; 
ABI. EG L 242, S. 1 ff. vom 10.09.2002. 
12 Oppermann, Europarecht, Rn. 1993. 
13 Vgl. Dannecker/Appel, ZVglRWiss 89 (1990) S. 127, 150 f. und 153. 
14 Dannecker/Appel, ZVglRWiss 89 (1990) S. 127, 154; Hecker, ZStW 115 (2003) S. 880, 897. 
15 Oppermann, Europarecht, Rn. 1999 (ff.). 
16 Vgl. nur Oppermann, Europarecht, Rn. 2004. 
17 Vgl. Oppermann, Europarecht, Rn. 2004. 
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